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Britta Meinke / Hubert Heinelt (Darmstadt)
Und die Widerspenstigen werden gezähmt ...
Zivilgesellschaftliche Interessenvermittlung 
zwischen Erfolgen auf der EU-Ebene und Problemen
vor Ort am Beispiel der FFH-Richtlinie
Der Artikel geht der Frage nach, warum zivilgesellschaftliche Akteure auf der EU-Ebene durchaus
erfolgreich auf Entscheidungsprozesse Einfluss nehmen können, vor Ort lokale zivilgesellschaftliche
Akteure aber marginalisiert werden, wenn sie auf eine regelungskonforme Umsetzung der entspre-
chenden Entscheidungen dringen. Die AutorInnen argumentieren, dass dafür (a) die Wahrnehmung
von Policy-Wirkungen der fraglichen Regelungen, (b) der Status von Öffentlichkeit auf den unter-
schiedlichen Ebenen sowie (c) die institutionellen Strukturen des betreffenden Regelungsbereichs
(policy institutions) auf der operativen Ebene entscheidend sind. Dargelegt wird dies für die
Entstehung der FFH-Richtlinie und ihrer Anwendung im Fall der Teilzuschüttung des Mühlenberger
Lochs in Hamburg-Finkenwerder im Zusammenhang mit Ausbau der dortigen Airbus-Produktion.
1.Ausgangspunkt
Sowohl in der wissenschaftlichen als auch in
der politischen Debatte wird seit einiger Zeit ver-
stärkt auf Zivilgesellschaftliche Perspektiven
einer demokratischen Transformation der Eu-
ropäischen Union (Heinelt 1998) gesetzt, um
das Demokratiedefizit zu beheben.1  Dagegen
sind zwar Einwände und Bedenken erhoben
worden (aus deren Vielzahl sei hier nur auf
Greven 1998, 266268 und Grote/Gbikpi 2002
verwiesen), dennoch kann nachgewiesen wer-
den, dass es zivilgesellschaftlichen Akteuren auf
der EU-Ebene möglich gewesen ist, sowohl das
Problem kollektiven Handelns und der Mobili-
sierung und Artikulation von Interessen zu lö-
sen, als auch wirkungsvoll auf politische Ent-
scheidungen Einfluss zu nehmen.2  Dies ist ge-
rade für die FFH-Richtlinie nachweisbar (vgl.
Heinelt/Meinke 2003, Fairbrass/Jordan 2002,
146), die Gegenstand der weiteren Ausführen
ist.
Gerade für das Problem der Demokratie in
der EU spielt indes eine Rolle, dass die Arti-
kulation von Interessen und die Mitwirkung an
der politischen Willensbildung sowie die Mög-
lichkeiten, die Ausübung politischer Herrschaft
effektiv zu beeinflussen, entscheidend durch die
Mehrebenenstruktur von EU-Politik geprägt
wird.3  Konkret kann dies bedeuten, dass die
Artikulations- und Mitwirkungsmöglichkeiten
auf der einen Ebene für bestimmte Akteurs-
gruppen vorteilhaft, auf anderen hingegen nach-
teilig aussehen können. Dies kann dazu führen,
dass Legitimität und Effektivität politischer
Regelungen, die durch die Offenheit von
Entscheidungsstrukturen und die Einbindung
von bestimmten Akteuren auf der einen Ebene
befördert werden konnte (bzw. könnte), durch
Restriktionen auf einer anderen Ebene in Frage
steht.
Welche Möglichkeiten und Restriktionen ei-
ner zivilgesellschaftlichen Interessenvermitt-
lung auf der EU- und der lokalen Ebene beste-
hen, werden wir im Folgenden am Beispiel der
Entstehung der FFH-Richtlinie4  auf der EU-
Ebene und ihrer Umsetzung an einem konkre-
ten lokalen Fall aufzeigen. Wir werden Gründe
darlegen, warum zivilgesellschaftliche Akteu-
re auf der EU-Ebene bei der Formulierung der
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Richtlinie Erfolge verzeichnen konnten (Ab-
schnitt 2),5  aber bei der Durchsetzung der Richt-
linie im genannten Fall indes in dem Sinne ge-
zähmt worden sind, dass die von ihnen vorge-
brachten guten Gründe übergangen wurden
 und zwar im Hinblick auf die Geltung von
EU-Normen, an deren Zustandekommen Ver-
treter der Widerspenstigen erfolgreich mitge-
wirkt haben (Abschnitt 3). Wir werden argumen-
tieren, dass dafür (a) die Art des Problems bzw.
die Wahrnehmung der Policy-Wirkungen, (b)
der Status von Öffentlichkeit auf den fraglichen
Ebenen sowie (c) die policy institutions auf
der operativen Ebene entscheidend (gewesen)
sind (Abschnitt 4).
2.Zivilgesellschaftliche Interessenvermitt-
lung auf der EU-Ebene und die Ent-
stehung der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie
2.1 Zum Inhalt der Fauna-Flora-Habitat-
 Richtlinie
Um zu verhindern, dass sich der Erhaltungs-
zustand natürlicher oder naturnaher Lebens-
räume weiterhin verschlechtert und heimische
Tier- und Pflanzenarten in ihrem Bestand ernst-
lich gefährdet werden, aber auch um Verpflich-
tungen im Rahmen internationaler Konventio-
nen umzusetzen,6 wurde im Mai 1992 die Richt-
linie zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen
(Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie/FFH-RL) ver-
abschiedet. Diese Richtlinie ergänzte die bereits
1979 erlassene Vogelschutzrichtlinie (VRL).7
Zielsetzung der FFH-Richtlinie ist es, durch die
Errichtung eines Netzes besonderer Schutzge-
biete (des sog. Schutzgebietssystems Natura
2000; Art. 3. Abs. 1.1)8  und durch die Begrün-
dung eines strengen Schutzgebietsregimes für
eine wirksame Sicherung der Lebensräume be-
drohter Tier- und Pflanzenarten zu sorgen.
Mit der Verabschiedung der FFH-RL ver-
pflichteten sich die Mitgliedstaaten, der Kom-
mission binnen drei Jahren nach Bekanntgabe
der Richtlinie eine Liste von Gebieten vorzule-
gen, in der die in der Richtlinie aufgeführten
natürlichen Lebensraumtypen und Arten vor-
kommen. Binnen sechs Jahren nach Bekannt-
gabe der Richtlinie sollte die Kommission dann
im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten aus
deren Gebietsmeldungen eine Liste der Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung erstellen.
Ein in diese Liste aufgenommenes Gebiet von
gemeinschaftlicher Bedeutung soll der betref-
fende Mitgliedstaat so schnell wie möglich 
spätestens aber binnen sechs Jahren  als be-
sonderes Schutzgebiet ausweisen.
2.2  Umweltverbände und die Entstehung der
FFH-Richtlinie
Bereits der erste Entwurf für eine Richtlinie
zum Schutz der natürlichen und naturnahen
Lebensräume sowie der wildlebenden Tier- und
Pflanzenarten, der dem Rat von der Kommis-
sion im August 1988 ohne die für das Verständ-
nis der Richtlinie notwendigen Anlangen vor-
gelegt worden war (Abl. Nr. C 247 vom 21. 09.
1988), wurde von den Umweltverbänden auf-
grund des angestrebten hohen Schutzniveaus
und ihres umfassenden Ansatzes begrüßt, ob-
wohl sie bemängelten, dass der Richtlinien-
entwurf weder die notwendigen Anlagen noch
finanzielle Regelungen zur Umsetzung der Maß-
nahmen enthielt.
Die Erarbeitung der FFH-Richtlinie wurde
von den europäischen Umweltverbänden und
ihrem Dachverband, dem Europäischen Um-
weltbüro (EEB), dem heute 134 Umweltver-
bände aus 25 Ländern angehören, von Beginn
an kontinuierlich verfolgt. Schon vor der Ver-
öffentlichung des Erstentwurfs hatte das EEB
in Memoranden an die deutsche und griechische
Ratspräsidentschaft gefordert, dass die EG im
Bereich des Naturschutzes aktiv werden sollte.
Im April 1988 verfasste die Royal Society on
the Protection of Birds (RSPB), die Mitglied des
EEB ist, für das Europäischen Umweltbüro ei-
nen Kommentar zum Kommissionsentwurf.
Um die Entstehung der FFH-Richtlinie wirk-
sam beeinflussen zu können, entwickelten die
europäischen Umweltverbände in der Folgezeit
eine Arbeitsteilung im Rahmen der sogenann-
ten Habitatkampagne. Seit dem ersten Engage-
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ment verfolgte das EEB den weiteren Ent-
stehungsprozess und bot der Kommission sei-
ne Beteiligung bei der Umsetzung der Richtli-
nie an  z.B. beim Monitoring und bei der Iden-
tifizierung von Schutzgebieten. Außerdem or-
ganisierte das EEB im Februar 1989 in Sevilla
ein Seminar zur FFH-Richtlinie. Eine Sonder-
nummer des EEB-Newsletters Metamorphose,
die von einer Mitarbeiterin des WWF verfasst
wurde, widmete sich der FFH-Richtlinie und in
Memoranden an die jeweiligen Ratspräsi-
dentschaften kritisierte das EEB die  zu die-
sem Zeitpunkt bereits absehbaren  Abschwä-
chungen des ursprünglichen Entwurfs (vgl.
Weinber 1994, 617618). Damit erfüllte das
EEB eine wichtige Funktion als Generalist,
während von einigen großen Mitgliedsorgani-
sationen des EEB (a) argumentativ auf Detail-
fragen der Richtlinie eingegangen und (b) die
Organisation des sog. Habitatschutznetzwerkes
übernommen wurde.
Die RSPB versuchte auf Fach- und Detail-
wissen gestützt argumentativ auf Entscheidun-
gen der EU-Institutionen Einfluss zu nehmen,
um bestimmte Aspekte des Naturschutzes
durchzusetzen. Sie wurde dabei vom WWF mit
finanziellen Ressourcen und wissenschaftlicher
Expertise unterstützt wurde (vgl. Weinber 1994,
619, 625626).9 Die besondere Rolle der RSPB
ist durch den Umstand zu erklären, dass sie als
Vogelschutzorganisation schon in die Entwick-
lung der Vogelschutzrichtlinie, dem Vorläufer
der FFH-Richtlinie, involviert gewesen war und
daher über enge Beziehungen zur Kommission
verfügte. Außerdem hatte die RSPB mit zwei
Senior Officials der DG Umwelt zusammen
gearbeitet und diese bei der Konzeption des
Erstentwurfs der FFH-RL beraten (vgl.
Fairbrass/Jordan 2002, 153). Diese Über-
zeugungsbemühungen zeigten Erfolge: Nicht
zuletzt aufgrund der von den Umweltverbänden
vorgebrachten Einwände weigerte sich das
Europäische Parlament im Oktober 1989, den
Kommissionsvorschlag ohne Vorlage der die
Regelung konkretisierenden Anhänge zu behan-
deln. Danach konzentrierte sich die RSPB dar-
auf, das Europäische Parlament bei der Formu-
lierung eines Kommentars zum Richtlinien-
entwurf zu beraten. Um entsprechende Rück-
meldungen aus den Nationalstaaten zu erhalten,
sprach die Vogelschutzorganisation dafür mehr
als 200 Organisationen aus der gesamten EG
an. In einem weiteren Schritt unternahm die
RSPB eine juristische Prüfung der Formulierun-
gen der vorgeschlagenen FFH-Richtlinie.
Beides floss in den Kommentar zum Richtlinien-
entwurf der Umweltschutzorganisationen mit
ein, der auch die Grundlage für die Stellung-
nahme des Parlaments bildete und in allen Mit-
gliedstaaten diskutiert wurde (vgl. Weinber
1994, 610, 625).
Nachdem die Kommission die fehlenden An-
hänge vorgelegt hatte (Abl. Nr. C 195 vom 3.8.
1990, S. 1), verabschiedete das Europäische
Parlament schließlich im November 1990 seine
Stellungnahme zur FFH-Richtlinie (Abl. Nr. C
324 vom 24.12. 1990, S. 7). Die wichtigsten
Änderungsvorschläge spiegelten einerseits die
dringlichsten Forderungen, andererseits aber
auch bedeutende Verbesserungsvorschlage der
europäischen Umweltverbände: So wurde die
Kommission aufgefordert, Bestimmungen zur
Finanzierung der Richtlinie zu integrieren. Au-
ßerdem drängte das Parlament darauf, mit der
FFH-Richtlinie nicht nur vorhandene Natur-
reste zu schützen, sondern auch die Naturland-
schaft im Sinne einer günstigen Erhaltungs-
situation auszubauen (vgl. z.B. Änderung Nr.
9, 14 und 67). Auch die Fristen für die Umset-
zung wurden insgesamt als zu lang angesehen
und entsprechende Änderungen vorgeschlagen
(vgl. insbesondere Änderung Nr. 12). Schließ-
lich forderte das Parlament Berichtspflichten
und die Veröffentlichung von Implemen-
tationsergebnissen, um dadurch Einflussmög-
lichkeiten von Nichtregierungsorganisationen
und der Öffentlichkeit zu stärken (vgl. Ände-
rung Nr. 25, 27 und 28). Außerdem sollten in
einem oder mehreren Mitgliedstaaten zugelas-
sene Nichtregierungsorganisationen berechtigt
sein, nationale Gerichte anzurufen, um die Ein-
haltung der Bestimmungen der FFH-Richtlinie
zu erwirken (Änderung Nr. 33).
Mit einem Vielfachen der finanziellen Res-
sourcen des EEB ausgestattet, organisierten
WWF und RSPB auch die Vernetzung europä-
ischer zivilgesellschaftlicher Akteure. An dem
Habitatschutznetzwerk, das daraufhin entstand,
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nahmen zwischenzeitlich mehr als 200 zivil-
gesellschaftliche Akteure mit einem Interesse
am europäischen Umweltschutz im Allgemei-
nen und der FFH-Richtlinie im Besonderen teil
(vgl. Weinber 1994, 617). Es war schwach in-
stitutionalisiert bzw. lose gekoppelt und diente
dem Informationsfluss zwischen den beteilig-
ten Gruppen und damit dem Aufbau von Hand-
lungskapazitäten sowohl auf lokaler, regiona-
ler und nationaler als auch auf europäischer
Ebene.
Die Habitatschutzkampagne stellte nicht nur
unter Beweis, dass zivilgesellschaftliche Ak-
teure in der Lage sind, erfolgreich neue Orga-
nisations- und Aktionsformen zu entwickeln:
Die Habitatschutzkampagne gilt als eines der
wenigen Beispiele für Aktionen, bei denen die
nationale und die europäische Ebene mit-
einander verzahnt worden sind, die Forderun-
gen aufeinander abgestimmt wurden und in den
Verbänden ein fundiertes Wissen über den au-
genblicklichen Stand der Diskussion vorhan-
den ist (Weinber 1994: 629). Inhaltlich kön-
nen außerdem die im Rahmen der Kampagne
verfolgten argumentativen Einflussstrategien
als Erfolg gewertet werden, bei der das EEB
als Generalist und die RSPB und der WWF
als Experten zusammenwirkten. Auch wenn
der geänderte Kommissionsentwurf (Abl. Nr.
C 75 vom 20.3.1991, S. 12) und der Umwelt-
ministerrat nur wenig auf die Forderungen des
Parlaments eingingen, fanden doch einige wich-
tige Forderungen Eingang in die letztlich ver-
abschiedete Richtlinie: Mit der Definition ei-
nes günstigen Erhaltungszustands (Art. 1e
FFH-RL) wurde nicht nur ein bestimmtes
Qualitätsniveau der Schutzgebiete angestrebt,
sondern auch der Versuch unternommen, die
Gesamtheit der auf Tier- und Pflanzenarten ein-
wirkenden Einflüsse zu erfassen. Ziel der FFH-
RL ist entsprechend, einen günstigen Erhal-
tungszustand der natürlichen Lebensräume und
wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von ge-
meinschaftlichem Interesse zu bewahren oder
wiederherzustellen (Art. 2.2 FFH-RL). Schließ-
lich können die Mitgliedstaaten bei Vorlage der
Liste von Gebieten auch Schätzungen bezüg-
lich der finanziellen Beteiligung der Gemein-
schaft bei den notwendigen Erhaltungsmaß-
nahmen dieser Gebiete und Arten abgeben (Art.
8 FFH-RL). Es gelang zivilgesellschaftlichen
Akteuren also, entscheidend an einem EU-
Rechtsetzungsakt mitzuwirken, durch den ein
für viele Mitgliedstaaten vergleichsweise ho-
hes Niveau des Umweltschutzes fixiert worden
ist  und dies mit einem weitgehend integrier-
ten Ansatz.
Gelingt es indes Umweltgruppen auch, auf die
Umsetzung der FFH-Richtlinie Einfluss zu neh-
men? Dieser Frage soll im Folgenden am Bei-
spiel der Auseinandersetzung um die Teilzu-
schüttung des Mühlenberger Lochs in Ham-
burg-Finkenwerder nachgegangen werden. Der
Fall mag in mancher Hinsicht spektakulär
sein, die bei ihm aufgetretenen Konflikte kön-
nen indes (nach unseren bisherigen vergleichen-
den Fallstudien) eher als typisch gelten  wor-
auf am Schluss des Beitrages noch einzugehen
sein wird.
3.Einflussmöglichkeiten zivilgesellschaft-
licher Akteure vor Ort  am Beispiel
der Erweiterung des Airbus-Werks in
Hamburg (Mühlenberger Loch)
Die Auseinandersetzung um das Mühlen-
berger Loch begann im September 1997, als
der Hamburger Senat beschloss, die baulichen
Voraussetzungen zu schaffen, um der Deutschen
Airbus bzw. deren Mutterunternehmen, der
European Aeronautic Defence and Space
Company (EADS), in ihrem Werk in Hamburg-
Finkenwerder die Endlinienfertigung des Groß-
raumflugzeuges A3XX zu ermöglichen. Die
Baumaßnahme, d.h. die Gewinnung der Er-
weiterungsflächen durch eine Teilzuschüttung
des Elbwatts Mühlenberger Loch, die den
Stadtstaat rund 750 Millionen Euro kosten soll-
te, wurde vom Senat damit gerechtfertigt, dass
die EADS der Stadt bei einer möglichen End-
linienfertigung des A3XX, d.h. der kompletten
Montage des Flugzeugs in Hamburg, 4000 neue
Arbeitsplätze im Flugzeugbau und in der Zu-
lieferindustrie in Aussicht gestellt hatte (vgl.
Westphal 2001, 12).
Dieser Beschluss wurde von deutschen Um-
weltverbänden, unter ihnen der Bund für Um-
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welt und Naturschutz (BUND-Freunde der
Erde) und der Naturschutzbund Deutschland
(NABU) mit ihren Hamburger Landesbüros, mit
Argwohn aufgenommen, denn zu dieser Zeit
war das Mühlenberger Loch als Landschafts-
schutzgebiet (LSG) ausgewiesen (GVBl. S.
188). Aufgrund beachtlicher Populationen der
Löffelente, Krickente und Zwergmöve war es
zudem als international bedeutsames Feucht-
gebiet nach dem internationalen Übereinkom-
men über den Schutz von Feuchtgebieten
(RAMSAR-Konvention) insbesondere als
Lebensraum für Wasser- und Wattvögel aner-
kannt worden. Außerdem war es Europäisches
Vogelschutzgebiet im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes (§ 19 a Abs. 2 Nr. 4 BNatSCHG)
sowie der Vogelschutzrichtlinie der Europäi-
schen Union und als solches dem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit als potentielles Gebiet nach der
FFH-RL gemeldet worden (vgl. 15 VG 3923/
2000, A: Gründe).
Nach der FFH-RL ist es den Mitgliedstaaten
erlaubt, Projekte trotz festgestellter Schutz-
würdigkeit des Gebiets zu verwirklichen, soweit
dies aus zwingenden Gründen des überwiegen-
den öffentlichen Interesses notwendig ist, kei-
ne alternativen Lösungsmöglichkeiten bestehen
und die zur Wahrung der Kohärenz des Gebiets-
netzes Natura 2000 erforderlichen Aus-
gleichmaßnahmen ergriffen werden (vgl. Art.
6.4 FFH-RL, Gellermann 2000: 134). Die As-
pekte des überwiegenden öffentlichen Interes-
ses und der Ausgleichsmaßnahmen sollten in
der folgenden Auseinandersetzung entscheiden-
de Konfliktpunkte werden.
Da Hamburg nicht über vergleichbare Aus-
gleichsflächen für das Mühlenberger Loch ver-
fügte, wurden 1998 Staatsverträge mit Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein abgeschlossen.
Zum einen sollte die Elbinsel Hahnöfer Sand
in Niedersachsen teilweise abgetragen werden,
um Gewässerlebensräume wiederherzustellen.
Als eine weitere Ausgleichsmaßnahme sollte
das Gebiet Twielenflether Sand/Haseldorfer
Marsch in Schleswig-Holstein dahingehend
verändert werden, dass ein bereits als FFH-RL
relevant ausgewiesenes Gebiet, das u.a. durch
die Vogelschutzrichtlinie geschützt ist, als Äs-
tuar (trichterförmige Flussmündung) wieder-
hergestellt werden sollte (vgl. Airbus  Think
twice 2003a: Ausgleichsmaßnahmen).
Im Oktober 1998 leitete der Hamburger Se-
nat das Planfeststellungsverfahren zur Ver-
füllung einer etwa 170 ha großen Teilfläche des
Mühlenberger Lochs ein. Am selben Tag bean-
tragte die Deutsche Airbus (DA) die Feststel-
lung eines Plans für die Verlängerung und die
Verbreiterung der Start- und Landebahn (vgl.
15 VG 3923/2000). Die Eröffnung des Plan-
feststellungsverfahrens führte zu scharfen Re-
aktionen auf der Seite der Umweltverbände
BUND, NABU, International Fund for Animal
Welfare (IFAW) und dem inzwischen gegrün-
deten Schutzbündnis für Hamburgs-Elbregion.
Hauptkritikpunkt der Umweltverbände und des
Schutzbündnisses war das vom Hamburger Se-
nat proklamierte überwiegende öffentliche In-
teresse. Während die Naturschutzverbände auf
einen Verstoß des Vorhabens gegen EU-Natur-
schutzrichtlinien verwiesen (vgl. Westpfahl
2001, 12, IFAW 2000) und davor warnten, das
Mühlenberger Loch aufgrund einer verkürz-
ten Diskussion auf die vermeintliche Alternati-
ve ,Arbeitsplätze oder Naturschutz zu opfern,
forderte das lose gekoppelte Schutzbündnis für
Hamburgs Elbregion eine offene Kosten-Nut-
zen-Abwägung (für die auch die Landesver-
bände von BUND und NABU eintraten): Den
durch die EADS in Aussicht gestellten 4000
neuen Arbeitsplätzen sollten die Kosten von 750
Millionen Euro für den Stadtstaat, der Verlust
von Lebens- und Freizeitqualität an der Elbe und
schließlich die durch eine Startbahnverlän-
gerung in das Alte Land gefährdeten siche-
ren 5.500 Arbeitsplätze im Obstanbau gegenü-
bergestellt werden. Dieser über Naturschutz-
belange hinausgehende Protestkatalog spiegelt
die Mitgliederstruktur des Schutzbündnisses,
denn ihm gehören so unterschiedliche Gruppie-
rungen wie Jäger, Obstbauern, Segler, Sportver-
eine, Landfrauenvereine sowie zahlreiche
AnwohnerInnen von beiden Seiten der Elbe an
(vgl. Schutzbündnis 1999).
Bis zum vorgesehenen Erörterungstermin im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens gelang
es den Umweltverbänden (BUND/NABU/
IFAW) und dem Schutzbündnis für Hamburgs
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Elbregion, mehr als 2.900 Einwendungen ge-
gen das Verfahren zu mobilisieren. Der Protest
weitete sich im Laufe des Jahres 1999 aus, und
immer mehr Bürgerinitiativen und Vereine
schlossen sich dem Schutzbündnis für Ham-
burgs Elbregion an. Heute umfasst das Schutz-
bündnis mehr als 30.000 Mitglieder aus mehr
als dreißig Vereinen, Verbänden und Bürgerini-
tiativen.
Während das Planfeststellungsverfahren
schwelte, konzentrierten sich die Hoffnungen
der Umweltverbände und des Schutzbündnis-
ses auf die Europäische Kommission, da es für
sie aufgrund der Vogelschutz- und FFH-Richt-
linie unvorstellbar war, dass die EU-Kommis-
sion eine Teilzuschüttung des Mühlenberger
Lochs billigen würde. Mitglieder der Umwelt-
verbände und des Schutzbündnisses intervenier-
ten direkt bei der Kommission, um auf das Na-
turschutzgebiet Mühlenberger Loch aufmerk-
sam zu machen (vgl. Buddenbroch 1999).
Zunächst erwies sich das von den Umwelt-
gruppen in die Kommission gesetzte Vertrauen
als berechtigt. In einem Brief der Umwelt-
kommissarin Ritt Bjerregard an den deutschen
Außenminister Fischer vom 14. Juli 1999 be-
zeichnete sie die geplante Airbus-Erweiterung
als einen Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht.
In ihrer Begründung hieß es, dass Hamburg
mögliche Alternativflächen für die Endmontage
des A3XX nur auf Hamburger Stadtgebiet ge-
prüft habe, eine derartige kleinräumige Prü-
fung jedoch nur in Ausnahmefällen in Betracht
käme, zumal in Deutschland auch andere Stand-
orte für die Endlinienfertigung des A3XX ver-
fügbar seien. Außerdem wies sie darauf hin, dass
die Ausgleichsfläche Twielenflether Sand in
der Haseldorfer Marsch nicht in Frage käme,
weil das Gebiet selbst ein Natur- und Vogel-
schutzgebiet sei und als Brut- und Nahrungs-
gebiet für mehrere Vogelarten diene (vgl. Air-
bus  Think twice 2003b).
Diese Situation änderte sich jedoch im Früh-
jahr 2000, nachdem sich Bundeskanzler
Schröder im März 2000 schriftlich an den
Kommissionspräsident Romano Prodi gewandt
hatte. In einem Brief an Prodi bezeichnete
Schröder den Bau des neuen Airbus als eines
der ambitioniertesten europäischen Industrie-
projekte der Nachkriegszeit und als ein An-
liegen, was mir persönlich sehr am Herzen
liegt. Und er forderte den Kommissionspräsi-
denten im Hinblick auf den geplanten Ausbau
der Airbus-Produktion in Hamburg auf, dar-
auf hinzuwirken, dass die umweltrechtliche
Unbedenklichkeitserklärung der Kommission
umgehend erteilt werde. Im Antwortschreiben
Prodis an Schröder vom 19. April 2000 hielt
die Kommission die negativen Auswirkungen
[...] auf einem für Natura 2000 bestimmten Ge-
biet [...] für gerechtfertigt.10
Die Stellungnahme der Kommission wurde
von den Umweltverbänden als Außerkraft-
setzung deutscher und europäischer Natur-
schutznormen, als Schaffung eines Präzedenz-
falles und als politisches Versagen und eindeu-
tiges Einknicken vor den Wirtschaftsinteressen
der einzelnen Mitgliedstaaten (BUND LV
Hamburg 2000) bezeichnet. Elf Monate später
beschäftigte diese Stellungnahme auch das Eu-
ropäische Parlament. Mit einer parlamentari-
schen Eilanfrage an die Kommission wollte der
konservative Europaabgeordnete Anders
Wijkmann klären lassen, ob die Kommission bei
der Entscheidung die gebotene Unabhängigkeit
von nationaler Einflussnahme gewahrt habe, in
dem er danach fragte, ob die Kommission den
Brief Schröders erhalten, danach ihre Beden-
ken fallen gelassen habe und nun der Ansicht
sei, dass alle Anforderungen der FFH-Richtli-
nie erfüllt worden wären (vgl. Abl EG Nr. C
261 E/206). In ihrer Antwort vom 26. April be-
stätigte die Umweltkommissarin Margot Wall-
ström den Erhalt des Briefes des Deutschen Bun-
deskanzlers und stellte fest:
[] The Commission has accepted that there were
no feasible alternatives for the project and that there
was indeed an overriding public interest due to the
European economic importance of this project being
an asset in the highly competitive international market
of airliner production. After having examined the
fulfilment of the conditions set out in Article 6(4)
Habitats Directive, [] the Commission was satisfied
that the provisions [] had been respected by
Germany and therefore granted a favourable opinion
on 19. April 2000 (Abl. EG Nr. C 261 E/207).
Auch wenn die Kommission damit ihre Hal-
tung verteidigte, ist die von ihr vollzogene Kehr-
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wende nach dem Brief von Bundeskanzler
Schröder nicht zu übersehen.
Am 28. April 2000, d.h. wenige Tage nach
dem erwähnten Brief Prodis, beschloss der Ham-
burger Senat eine Änderung der Landschafts-
schutzgebietsverordnung vom 25.05.1982 mit
dem Ziel, das Schutzgebiet Mühlenberger Loch
in seiner Gesamtfläche zu reduzieren. Wiederum
wenige Tage später erging der Planfeststellungs-
beschluss DA-Erweiterung A3XX (vgl. Amtl.
Anz. S. 1609 ff.). Nachdem der Hamburger Se-
nat nun alles in die Wege geleitet hatte, um der
Deutschen Airbus die Erweiterungsflächen be-
reitzustellen, entschied die EADS am 22. Juni
2000, die Montage des A3XX bis zur Endlinien-
fertigung und Auslieferung auf die Standorte
Toulouse und Hamburg zu verteilen. Im Ham-
burger Werk sollte jetzt nur der vordere und hin-
tere Rumpfteil des A3XX montiert werden,
während die Zusammensetzung des Flugzeugs
in Toulouse erfolgen sollte. Hamburg wurde
außerdem für die sogenannte Ausstattungs-
montage vorgesehen. Diese im Vergleich zu
einer Endlinienfertigung des A3XX nicht mehr
ganz so günstige Standortentscheidung, da so
höchstwahrscheinlich weniger Arbeitsplätze
geschaffen werden als bei der Endlinien-
fertigung des A3XX in Hamburg, stand jedoch
immer noch unter dem Vorbehalt, dass die be-
nötigte Teilfläche des Mühlenberger Lochs der
EADS zeitgerecht in einem bebaubaren Zustand
übergeben werde (vgl. Buddensiek 2002).
Der Hamburger Senat ordnete darauf hin den
sofortigen Vollzug für die Verfüllung einer Teil-
fläche des Mühlenberger Lochs und andere bau-
liche Maßnahmen an. Er begründete diese
Maßnahme damit, dass nach der nunmehr vor-
liegenden Standortentscheidung ein besonde-
res öffentliches Interesse daran bestehen wür-
de, da bei Nichteinhalten des Zeitplans (mit ei-
ner ersten Auslieferung des A3XX Ende 2005)
eine Rücknahme der Standorteinscheidung dro-
hen könne (vgl. 15 VG 3932/2000: 45). An-
gesichts dieser Situation beschlossen Umwelt-
verbände, die im Schutzbündnis für Hamburgs
Elbregion organisierten Bürgervereine und
AnwohnerInnen gegen das Planfeststellungs-
verfahren und den sofortigen Vollzug gericht-
lich vorzugehen. Dieser Schritt bedurfte eini-
ges an Vorbereitungen, da insbesondere die
Mitglieder der Bürgervereine und die An-
wohnerInnen sich über die Inhalte und Folgen
des Planfeststellungsbeschlusses informieren,
Klagemöglichkeiten erörtern und Klagege-
meinschaften bilden mussten (vgl. Quast 2000).
Am 16. Juni 2000 reichte der Verein zum
Schutz von Hamburgs Elbregion und An-
wohnerInnen gegen den Planfeststellungs-
beschluss Klage ein (Az. 15 VG 3918/2000).
Zur Begründung der Klage hieß es unter ande-
rem, dass zur Zeit kein besonderes öffentliches
Interesse an dem sofortigen Vollzug des Plan-
feststellungsbeschlusses bestehe, da es weder
eine verbindliche Erklärung über den tatsächli-
chen Bau des A3XX gäbe, noch eine Standort-
entscheidung zugunsten Hamburgs in der Form,
wie der Planfeststellungsbeschluss es (mit ei-
ner Endlinienfertigung) voraussetzte. Der Plan-
feststellungsbeschluss sei zudem rechtswidrig,
weil die Kläger durch die zugelassenen Flug-
bewegungen in ihrem Recht auf körperliche
Unversehrtheit verletzt würden. Und schließlich
wurde darauf hingewiesen, dass der Plan-
feststellungsbeschluss europäisches Natur-
schutzrecht verletze (vgl. 15 VG 3923/2000).
Im Entscheid des Verwaltungsgerichtes
Hamburg vom 18.12.2000 zum Planfest-
stellungsbeschluss DA-Erweiterung A3XX
(15 VG 3923/2000) wurde dem Verein zum
Schutz für Hamburgs Elbregion die Klage-
befugnis generell abgesprochen. Von besonde-
rer Bedeutung waren hier die Erläuterungen des
Gerichts zu den naturschutzrechtlichen Belan-
gen der geplanten DA-Erweiterung A3XX:
Zunächst stellte das Gericht fest, dass der Ver-
ein nach § 29 Abs. 2 BNatSchG11  kein aner-
kannter Naturschutzverband sei und ihm inso-
weit auch keine Mitwirkungsrechte im Plan-
feststellungsverfahren zustünden. Weitaus be-
merkenswerter war aber die Feststellung des
Gerichts, dass weder die Vogelschutz- noch die
FFH-Richtlinie individuell einklagbare Rechte
für den einzelnen Bürger beinhalten, die den
Verein parallel berechtigen könnten, sie gericht-
lich geltend zu machen. Da jedoch die
Anfechtungsklagen zweier Kläger infolge der
Verletzung ihrer subjektiven Rechte durch den
Planfeststellungsbeschluss (Beeinträchtigung
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durch Fluglärm) im Hauptsacheverfahren vor-
aussichtlich Erfolg haben würden, beschloss das
Verwaltungsgericht, die aufschiebende Wirkung
der Klagen gemäß § 80 Absatz 5 VwGO wieder-
herzustellen, da ihr Interesse an der Sus-
pendierung des Planfeststellungsbeschlusses
Vorrang vor den öffentlichen oder privaten In-
teressen der Vorhabensträger habe (vgl. 15 VG
3923/2000, III.2). Gegen diesen Beschluss ging
die Hamburger Wirtschaftsbehörde in Berufung
vor das Oberverwaltungsgericht.
Der verhängte Baustop wurde von der lose
gekoppelten Allianz aus Umweltverbänden und
ElbregionschützerInnen als Sieg gefeiert, auch
wenn Naturschutzverbände sowie das Schutz-
bündnis für Hamburgs Elbregion und der Ver-
ein zum Schutz des Mühlenberger Lochs, einem
seit der ersten Bedrohung des Mühlenberger
Lochs Anfang der achtziger Jahre bestehenden
Traditionsverein, der ebenfalls Mitglied des
Schutzbündnisses war, kritisierten, dass ihre
Klagen auf Einhaltung europäischer Natur-
schutzvorschriften nicht zugelassen worden
waren.
Der Beschluss und die Berufung der Wirt-
schaftsbehörde vor dem Oberverwaltungs-
gericht führten zu einer Konfliktverschärfung
zwischen Befürwortern und Gegnern der Air-
bus-Erweiterung in Hamburg-Finkenwerder. In
den Wochen bis zum Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts Mitte Februar 2001 gelang es der
sog. Allianz für den A380, die sich aus 15 Ver-
tretern von Gewerkschaften, Kammern und
Wirtschaftsverbänden gebildet hatte (vgl. Han-
delskammer Hamburg 2001), zusammen mit der
Wirtschaftbehörde in einer Medienkampagne
die Diskussion zunehmend auf die Alternative
Löffelente oder Arbeitsplätze einzuengen
(vgl. Siebendaich 2001, 37). Außerdem legte es
die Allianz für den A380 darauf an, ins-
besondere das Schutzbündnis als einen Zusam-
menschluss von Schöne-Aussicht-Bewahrern
und Technikfeinden in der Öffentlichkeit zu
diskreditieren: Erstere würden um ihre bevor-
zugte Wohnlage im Hamburger Stadtteil
Blankenese fürchten und letztere, d.h. die
UmwelschützerInnen, würden über Hamburg
lieber die Löffelente fliegen sehen als den Air-
bus. Außerdem führte der verhängte Baustop zu
einer Frontstellung der Deutschen Airbus ge-
genüber den vorgebrachten Bedenken. In die-
ser aufgeheizten Atmosphäre bezeichnete der
Betriebsrat der Deutschen Airbus das Projekt
in seiner geplanten Form als überlebens-
wichtig für den Standort Hamburg. Unisono
sprachen Unternehmensführung, Betriebsrat,
Hamburger Senat und die Allianz für den A380
von einer Jahrhundertchance für Hamburg,
und auf einer Großdemonstration Anfang Feb-
ruar 2001 forderten 5.000 Werkangehörige ih-
ren A380, wetterten gegen die egoistischen
Dinosaurier rechts und links des Elbufers und
machten vehement deutlich, dass es keine Al-
ternative zur gegenwärtigen Planung gäbe (vgl.
Remarque 2001). In dieser Auseinandersetzung
waren Umweltgruppen  allen voran das Schutz-
bündnis für Hamburgs Elbregion  chancenlos,
ihre Positionen argumentativ in der Öffentlich-
keit zur Geltung zu bringen.
Die überörtlichen Umweltverbände IFAW,
NABU und BUND, die sich inzwischen zu ei-
ner Allianz für das Mühlenberger Loch zu-
sammengeschlossen hatten, um ihrer Position
mehr Aufmerksamkeit zu verschaffen (vgl.
www.AirbusThinkTwice.com, Siebendaich
2001, 39), erhielten in dieser Phase indes auch
Unterstützung für ihre Kritik an der Missach-
tung internationaler Schutzbestimmungen. Der
Generalsekretär der RAMSAR-Konvention äu-
ßerte Anfang Februar 2001 deutliche Kritik an
der geplanten Erweiterung des Hamburger Air-
bus-Fabrikgeländes:
Als Generalsekretär der RAMSAR-Konvention über
Feuchtgebiete bin ich nicht nur sehr in Sorge über
den möglichen Verlust eines intakten Feuchtgebiets,
sondern auch darüber, dass die deutsche Regierung
hier einen Präzedenzfall schafft, indem sie sich auf
,dringendes nationales Interesse beruft als Begrün-
dung für die industrielle Erschließung des Mühlen-
berger Lochs, einer Ramsar-geschützten Region (Del-
mar Blasco zitiert nach IFAW 2001).
Darüber hinaus ließ er durchblicken, dass man
durch einen so schweren Eingriff in ein ge-
schütztes Gebiet den Geist der Konvention in
Frage gestellt sehe. Eigentlich hätte das Vorha-
ben den 123 RAMSAR-Mitgliedstaaten mitge-
teilt werden müssen, die es dann auf die Tages-
ordnung ihrer nächsten Konferenz im Jahr 2002
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setzen würden. Der Generalsekretär wies zwar
darauf hin, dass die Konvention über keine
rechtliche Handhabe gegen einen Baubeginn
verfüge, es aber eine starke moralische Erwar-
tung gäbe, dass vor der Vertragsstaaten-
konferenz im Jahr 2002 keine unumkehrbaren
Schritte unternommen würden (vgl. IFAW
2001).
Diese Unterstützung führte jedoch nicht dazu,
dass sich etwas an der verhärteten Diskussion
zwischen Airbus-Befürwortern und Gegnern
änderte. Sie half auch nichts in der gerichtlichen
Auseinandersetzung. Am 20. Februar 2001 hob
das Oberverwaltungsgericht den in erster In-
stanz erwirken Baustop auf (AZ: 2 Bs 370/00;
21/01; 28/01). In seiner Entscheidung hatte das
Gericht die Frage offen gelassen, ob das Plan-
vorhaben rechtlich als privatnützig oder gemein-
nützig einzuordnen sei. Vielmehr hatte es sei-
nen Erwägungen beide Alternativen zu Grunde
gelegt und überprüft, wie die Erfolgsaussichten
der Klagen im Falle einer Gemeinnützigkeit und
im Falle einer Privatnützigkeit des Projektes zu
betrachten wären. Das Oberverwaltungsgericht
kam zu dem Ergebnis, dass im Falle der Ge-
meinnützigkeit des Vorhabens die in erster In-
stanz erfolgreichen Antragsteller die Beeinträch-
tigungen durch den Fluglärm hinzunehmen hät-
ten. Im Falle der Privatnützigkeit des Vorhabens
bewertete das Oberverwaltungsgericht die Fra-
ge, was ein Nachbar des Werksgeländes hinzu-
nehmen habe, teilweise anders als das Ver-
waltungsgericht. Demnach hielt es das Ober-
verwaltungsgericht für möglich, dass privat-
nützige Vorhaben gestattet werden könnten,
wenn die für Nachbarn entstehenden Nachteile
durch Auflagen ausgeglichen würden. Sollte der
Fluglärm hingegen in den Außenwohnbereichen
unzumutbar werden, ließ es das Oberver-
waltungsgericht in dem Fall offen, ob die Rechte
der derart betroffenen Nachbarn dem Planvor-
haben zwingend entgegenstehen würden, oder
ob das Vorhaben dennoch verwirklicht werden
dürfte. Das Ausmaß des Fluglärms könne nach
Auffassung des Gerichts abschließend erst nach
weiterer Sachaufklärung in den Klageverfahren
beurteilt werden. Auf der Grundlage dieser
rechtlichen Einschätzung kam das Ober-
verwaltungsgericht zu dem Ergebnis, dass hier
die Nachteile für die Behörde und die Deutsche
Airbus, die mit einem weiteren Baustop verbun-
den wären, schwerer wiegen würden, als die der
Antragsteller.
Sollte man nicht mit dem Bau beginnen können, wäre
das Projekt auch dann endgültig gescheitert, wenn die
Kläger später in den anhängigen Klageverfahren un-
terliegen würden. Beginne man aber mit den Arbei-
ten, treten während des laufenden Hauptsache-
verfahrens noch keine irreparablen Verletzungen der
Rechte einzelner Antragsteller ein. Das Gericht ist sich
bewusst, dass durch die Teilzuschüttung des Mühlen-
berger Lochs naturschutzrechtlich bedeutsame Flä-
chen endgültig verloren gehen. Unter rechtlichen
Gesichtspunkten konnte dies jedoch nicht in den hier
anhängigen Verfahren überprüft werden, weil weder
das deutsche noch das europäische Recht den Klä-
gern hier Rechte verleiht, die sie gerichtlich geltend
machen können (Hamburgisches Oberverwaltungs-
gericht 2001).
Am 20. März 2001 legten der Verein zum
Schutz von Hamburgs Elbregion, der NABU,
der Verein zum Schutz des Mühlenberger Lochs
und der BUND (Landesverband Schleswig-
Holstein) Verfassungsbeschwerde gegen den
Beschluss des Oberverwaltungsgerichts ein (15
VG 3932/2000). Am 25. April 2001 stellten der
Verein zum Schutz von Hamburgs Elbregion
und der Verein zum Schutz des Mühlenberger
Lochs darüber hinaus vor dem Verfassungs-
gericht einen Antrag auf Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung (Gewährung des vorläufigen
Rechtschutzes), die sie auf eine Verletzung ih-
rer Verfassungsrechte, einer in Hamburg beste-
henden Verengung des Verbandsklagerechts und
eine nicht erfolgte Vorlage des Vorhabens beim
EuGH stützten (BVerfG, 1BvR 481/01 vom
10.05.2001, Abs. 2).
Am 10. Mai 2001 wies die 1. Kammer des
Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts
den Antrag auf Erlass eines vorläufigen Baus-
tops zurück, weil die Verfassungsbeschwerden
der Beschwerdeführer unzulässig seien. Die
Beschwerdeführer hatten nach Auffassung des
Gerichts nicht hinreichend dargelegt, dass sie
durch die angegriffenen Entscheidungen in ih-
ren Grundrechten verletzt worden waren. Die
Verwaltungsgerichte hätten in verfassungs-
rechtlich unbedenklicher Weise ausgeführt, dass
die angeführten EG-Richtlinien den Beschwer-
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deführern keine subjektiven Rechte vermitteln
(vgl. Bundesverfassungsgericht 2001). Nach
dieser Entscheidung und der Abweisung einer
sich auf sie beziehenden Verfassungsbe-
schwerde (die am 13. September 2001 erfolgte;
vgl. Az. 1 BvR 481/01, 1 BvR 518/01) gab es
für die Naturschutzverbände keine Möglichkeit
mehr, den Eingriff in das Schutzgebiet mit ju-
ristischen Mitteln aufzuhalten.
Im August 2001 wurde mit der Aufschüttung
am Mühlenberger Loch begonnen, obwohl eine
Entscheidung des Verwaltungsgerichts in der
Hauptsache noch nicht getroffen und eine
RAMSAR Advisory Mission (RAM) für den 24.
26 September 2001 zwischen dem Außenmi-
nisterium, dem Bundesumweltministerium und
dem Büro der RAMSAR-Konvention vereinbart
worden war. In dieser Advisory Mission sollte
es unter anderem darum gehen, die Ausnahme-
regelungen der RAMSAR-Konvention auf-
grund eines urgent national interest zu über-
prüfen und die vorgeschlagenen Ausgleichs-
maßnahmen zu bewerten. Ein erster Bericht die-
ser Mission wurde der Deutschen Regierung
jedoch erst im Juni 2002 zugänglich gemacht,
als die Bauarbeiten am Mühlenberger Loch
schon weit fortgeschritten waren.12
Während also auch die compliance-Mecha-
nismen des Umweltregimes RAMSAR-Kon-
vention versagten, entschied im Oktober das
Verwaltungsgericht Schleswig in einem Eil-
verfahren, den Planfeststellungsbeschluss für
Umwandlungsmaßnahmen der Haseldorfer
Marsch, die (wie oben) erwähnt als Ausgleich-
maßnahme vorgesehen war, auszusetzen und
einen Baustop zu verhängen (Az: 12 B 10/01).
Damit gab es den Naturschutzverbänden BUND
und NABU Recht, die dagegen geklagt hatten,
dass die geplante Deichöffnung der Haseldorf-
er Binnenelbe mit der für dieses Gebiet gelten-
den Naturschutzgebiets-Verordnung nicht ver-
einbar sei. Da eine Teilzuschüttung des Mühlen-
berger Lochs ohne entsprechende Ausgleichs-
maßnahmen juristisch fragwürdig erschien, er-
hob die Hamburger Wirtschaftsbehörde Be-
schwerde gegen den Beschluss des Schleswig-
Holsteinischen Verwaltungsgerichts vor dem
Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungs-
gericht. In dem Beschluss BUND und NABU
Schleswig-Holstein gegen die Freie Hansestadt
Hamburg/Wirtschaftsbehörde (Az: 4 M 93/01)
bestätigte das Gericht,
dass die Klagen der Antragsteller bei summarischer
Prüfung mit erheblicher Wahrscheinlichkeit erfolg-
reich sein werden und daher kein überwiegendes In-
teresse für den Vollzug des Planfeststellungs-
beschlusses besteht. Denn das betroffene Gebiet der
Haseldorfer Marsch bildet nach summarischer Prü-
fung ein höchstwertiges Naturschutzgebiet, welches
nicht aufwertungsbedürftig  wohl auch nicht auf-
wertungsfähig  und somit auch keine geeignete
Kompensationsfläche für den Eingriff im Mühlenberg-
er Loch ist.
Der Hamburger Senat und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein standen mit diesem
Beschluss nach Auffassung des BUND und
NABU vor einem Scherbenhaufen ihrer bis-
herigen Ausgleichsplanungen für die Zerstörung
des Mühlenberger Loches (NABU 2002). Da
nun auch ein wesentliches Erfordernis der FFH-
RL, für die Zerstörung eines FFH-relevanten
Gebietes entsprechende Ausgleichsmaßnahmen
bereitzustellen, nicht geleistet worden war, leg-
ten sie Ende 2001 Beschwerde bei der Europä-
ischen Kommission ein.  Ungeachtet dessen gin-
gen die Baumaßnahmen am Mühlenberger Loch
weiter.
Um weiteren Klagen von vornherein Einhalt
zu gebieten, verabschiedete der Hamburger Se-
nat im Juni 2002 das Gesetz zum Erhalt und
zur Stärkung des Luftfahrtindustriestandorts
Hamburg (die sogenannte Lex Airbus;
HmBGVBl. Nr. 19: 96). Anlass für diese Senats-
entscheidung war der zuvor erwähnte Beschluss
des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts,
mit dem der vom Verwaltungsgericht als Vor-
instanz verhängte vorläufige Baustop aufgeho-
ben worden war. Die dabei aufgeworfene Fra-
ge, ob es sich bei der Erweiterung des Airbus-
Werkes um ein gemeinnütziges oder privat-
nütziges Vorhaben handele, wollte der Senat mit
diesem Gesetz klären, und so hieß es im Ge-
setzentwurf:
Maßnahmen zum Erhalt und zur Erweiterung der
Flugzeugproduktion am Standort Finkenwerder si-
chern und fördern den Luftfahrtindustriestandort
Hamburg. Sie dienen dem Wohl der Allgemeinheit.
Zu diesen Maßnahmen gehören insbesondere die Er-
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weiterung des Airbus-Werksgeländes durch Inan-
spruchnahme einer Teilfläche des Mühlenberger
Lochs, Verlängerungen der Start- und Landebahn, Er-
höhungen der Flugbewegungen sowie Errichtung und
Betreib erforderlicher baulicher und luftverkehrlicher
Anlagen [...] (§1 Abs. 1).
Am 2. Oktober 2002 hob das Verwaltungs-
gericht Hamburg den Planfeststellungsbeschluss
zur Erweiterung des Airbus-Werksgeländes in
Finkenwerder auf (vgl. Hamburgisches Ober-
verwaltungsgericht 2002). In seiner Begründung
stellte das Gericht fest, dass die Kläger13  infolge
der Werkserweiterung verstärktem Fluglärm
ausgesetzt, sie aber rechtlich nicht verpflichtet
seien, derartige Einwirkungen auf ihr Eigentum
zu dulden, weil es hierfür an der erforderlichen
gesetzlichen Grundlage fehle.
Allerdings erlaube das Luftverkehrsgesetz, die von
einem Flugplatz ausgehenden Störungen durch Schall-
schutzeinrichtungen zu kompensieren. Doch gelte dies
grundsätzlich nur für öffentlich genutzte Flugplätze.
Eine solche Eingriffsmöglichkeit bestehe nach der ge-
genwärtigen Rechtslage nicht für den Betrieb eines
Werksflugplatzes, der für den Flugzeugbau genutzt
werde. An dieser rechtlichen Bewertung ändere auch
der von diesem Vorhaben erwartete wirtschaftliche
Nutzen  speziell die Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze  nichts. Maßnahmen der Wirtschaftsförderung
lägen zwar in der Regel im öffentlichen Interesse.
Derartige Auswirkungen seien aber nach dem
Luftverkehrsgesetz nur zu berücksichtigen, wenn der
Flugplatz eine öffentliche Verkehrsfunktion habe
(Hamburgisches Oberverwaltungsgericht).
Weiter führte das Gericht aus, dass das vom
hamburgischen Landesparlament beschlossenes
Gesetz zum Erhalt und zur Stärkung des Luft-
fahrtindustriestandorts Hamburg das Vorhaben
auch nicht rechtfertige, weil der Hamburgische
Gesetzgeber nach dem Grundgesetz keine Re-
gelungen auf dem Gebiet des Luftverkehrs tref-
fen dürfe, da diese Gesetzgebungskompetenz
allein dem Bundesgesetzgeber zustehe.
Gegen dieses Urteil legte die Freie Hansestadt
Hamburg Berufung vor dem Oberverwaltungs-
gericht ein. Ein Beschluss ist bisher nicht er-
gangen. Letztinstanzlich könnte selbst der Rück-
bau des Mühlenberger Lochs verfügt werden,
wie es zurzeit von den Umweltverbänden
BUND, NABU, IWAF sowie dem Schutzbünd-
nis für Hamburgs Elbregion und dem Verein
zum Schutz des Mühlenberger Lochs gefordert
wird. Welcher Richter wird es jedoch wagen,
angesichts der Investitionen, die der Stadtstaat
Hamburg in diesem Fall getätigt hat, ein sol-
ches Urteil zu fällen? Dennoch haben Anwoh-
ner Beschwerde beim Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte erhoben  und zwar
wegen der Dauer des Hauptsachverfahrens, der
Ausgestaltung des vorläufigen Rechtsschutzes,
der Negierung eines europäischen Interesses
am Erhalt des Natura 2000-Schutzgebietes
Mühlenberger Loch und schließlich der Versu-
che staatlicher Stellen (des Stadtstaates
Hamburg und des Bundes), in einen einzelfall-
bezogenen Interessenkonflikt zu Lasten der Klä-
ger zu intervenieren. Die EU-Kommission prüft
nun  nachdem sie von der Allianz von Um-
weltgruppen, AnwohnerInnen und Elbregions-
schützern mehrfach dazu aufgefordert worden
ist  streng die Rechtmäßigkeit der von
Hamburg vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen
für die Teilzuschüttung des Mühlenberger
Lochs.14
4.  Fazit: Ebenen der Interessenvermitt-
lung: Do they matter?
Am Beispiel der FFH-Richtlinie kann verdeut-
licht werden, dass zwar zivilgesellschaftliche
Akteure auf europäischer Ebene Entscheidungs-
prozesse wirkungsvoll beeinflussen können. Im
konkreten Fall Mühlenberger Loch, bei dem
es um den Erhalt eines Naturschutzgebietes ging,
sind zivilgesellschaftliche Akteure vor Ort iso-
liert worden. Lag dies am Fall  oder werden
hier allgemeinere Probleme zivilgesell-
schaftlicher Interessenvermittlung deutlich?
Der Fall mag in mancher Hinsicht spekta-
kulär sein, die bei ihm aufgetretenen Konflik-
te können indes als typisch gelten. Woran aber
liegt es, dass die Möglichkeiten der Umwelt-
gruppen und der in ihnen organisierten Bürger,
ihre Interessen zu vertreten und auf die Ein-
haltung europäischer Naturschutzrichtlinien zu
dringen, vor Ort begrenzt sind?
Entscheidend ist, dass bei einem Problem, das
sich als konkreter Nutzungskonflikt (einer Flä-
che) darstellt und über eine regulative Interven-
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tion, d.h. Nutzungsgebote und -verbote, zu lö-
sen ist, eine argumentative Form der Interessen-
vermittlung an Grenzen stößt  zumindest eher
als bei Problemen, bei deren Lösung die Vertei-
lung von Vor- und Nachteilen nicht oder nicht
von vornherein absehbar oder kalkulierbar ist.
Allerdings wird damit das Diktum Lowis
(1972)  policy determines politics  nicht
umstandslos bestätigt. Entscheidend ist dafür
auch die Ebene der Konfliktaustragung und
Interessenvermittlung.
Auf der EU-Ebene ging es bei der Entschei-
dung über die FFH-Richtlinie zwar auch um die
Nutzung von spezifischen Gebieten sowie um
die regulative Festlegung von Nutzungen, aber
es blieb offen, welche Gebiete dies im Einzel-
nen sein würden und wie dies Einzelne konkret
betreffen würde. Deswegen konnte sich die
Interessenvermittlung auf eine argumentative
Klärung angemessener Standards und Maßnah-
men beziehen  mehr noch: sie erforderte einen
Fachdiskurs. Ein solcher Fachdiskurs war of-
fen für eine issue-spezifische Kommuni-
kationsgemeinschaft (Eder 2000) oder eine
sektoralisierte Fachöffentlichkeit, die EU-bezo-
gen war und in denen nicht zuletzt zivil-
gesellschaftliche Akteure eine maßgebliche
Rolle spielen konnten.
Auf der operationalen Ebene des konkreten
Falls sah dies anders aus.15  Hier ging es nicht
nur um Nutzungskonflikte und ihre Lösung
durch bestimmte Nutzungsgebote und -verbote,
hier sah sich die issue-spezifische Kommuni-
kationsgemeinschaft der UmweltschützerInnen
zum einen konträren Kommunikationsgemein-
schaften (der Wirtschaftsförderer, aber auch der
der Verwaltungs-/Planungsrechtler) und zum
anderen einer (bestenfalls) ambivalenten öf-
fentlichen Meinung gegenüber. Da die von den
Umweltgruppen vorgebrachten guten Gründe
nicht dominant wurden, waren sie schnell iso-
liert. Damit lief eine Interessenvermittlung durch
Argumentation ins Leere, und die zivil-
gesellschaftlichen Akteure sahen sich ihrer zen-
tralen politische Einflussressource beraubt 
nämlich der Macht des guten Arguments.
Dies ist auch vor dem Hintergrund zu sehen,
dass die lokalen Umweltgruppen kaum und die
auch überörtlich agierenden Umweltverbände
nur beschränkt über finanzielle Mittel verfüg-
ten, um ihre Positionen in den Debatten zu ver-
treten und zu verdeutlichen. Dagegen standen
insbesondere der Allianz für den A380, die von
Vertretern der Gewerkschaften, Kammern und
Wirtschaftsverbänden mit dem Ziel gegründet
worden war, eine breite gesellschaftliche Un-
terstützung für den zeitgerechten Produktions-
beginn des A380 zu schaffen, beträchtliche fi-
nanzielle Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit
zur Verfügung.16
Die Folge war, dass die Umweltgruppen und
einzelne AnwohnerInnen sich zum einen ihnen
auf der nationalstaatlichen Ebene zu Gebote ste-
henden politischen Einflussressource zuwand-
ten: dem Protest und der Einschaltung von Ge-
richten. Bei Gerichtsverfahren stellt sich indes
heraus, dass einige der Umweltgruppen im Hin-
blick auf den konkreten Fall nicht klage-
berechtigt waren und überdies ein Verstoß ge-
gen die FFH-Richtlinie nicht subjektive Rech-
te tangiert und deswegen Einzelne nicht zur
Klage vor deutschen Verwaltungsgerichten be-
rechtigt.
Dies verweist auf eine weitere relevante Be-
sonderheit der operationalen Ebene  näm-
lich auf politikfeldspezifische institutionelle
Strukturen, die die Auswahl von Entscheidun-
gen präformieren.17  Solche policy institutions
oder  particular policy arenas [...] that deter-
mine the course of public decision making
(John/Cole 2000: 249) stellen sich im vorlie-
genden Fall in der Form dar, dass es um eine
Planungs- und Genehmigungsentscheidung
ging. Dabei spielen Normen von Verwaltungs-
handeln (der Planfeststellung) die zentrale Rol-
le, die durch verwaltungsgerichtliche Normen-
kontrolle flankiert werden. Bei der Dominanz
solcher hierarchischer Entscheidungsstrukturen
stößt zivilgesellschaftliche Interessenvermitt-
lung geradezu zwangsläufig an Grenzen18   es
sei denn, sie lässt sich auf die Argumentations-
logik des Fachrechts ein.19
Die Argumentationslogik des Fachrechts hätte
vielleicht gebrochen werden können, wenn die
Strategie der Allianz von überregionalen Um-
weltverbänden, AnwohnerInnenn und Elb-
regionschützerInnen Erfolg gehabt hätte, kom-
biniert auf verschiedenen Ebenen des mehr-
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schichtigen Entscheidungssystems politisch zu
agieren. Rucht (2001, 130) weist zu Recht dar-
auf hin, dass nationale Umweltgruppen nicht
selten ihren Focus auf EU-Institutionen verla-
gern, um Druck auf nationale Regierungen aus-
üben, wenn diese EU-Rechtsetzung unzurei-
chend implementieren oder sich gegenüber der
direkten Interessenartikulation national-
staatlicher zivilgesellschaftlicher Gruppierun-
gen verschließen. Genau dieser Weg ist von der
Allianz aus den Naturschutzverbänden BUND,
NABU, IFAW, AnwohnerInnen und dem
Schutzbündnis für Hamburgs Elbregion be-
schritten worden. Sie nahmen die für die Kom-
mission wichtige Funktion von Watchdogs
wahr und drängten auf die Einhaltung europäi-
scher Naturschutzrichtlinien. Die Kommission
entschied sich jedoch dafür, nationalen Inter-
essen nachzugeben und die Einhaltung gemein-
schaftlicher Rechtsetzung hintanzustellen. Die
Naturschutzverbände gingen indes in ihrer
kombinierten Strategie noch einen Schritt
weiter, in dem sie auf eine Verletzung einer in-
ternationalen Konvention hinwiesen: Sie waren
es, die darauf insistierten, dass es sich beim
Mühlenberger Loch um ein RAMSAR-Feucht-
gebiet handelt und internationale Normen zu
beachten seien. Aber auch in diesem Fall führte
ihre Watchdog-Funktion nicht zum (von ih-
nen gewünschten) Erfolg. Es gab zwar Protest
des Generalsekretärs der RAMSAR-Konventi-
on, es fand eine Beobachtungsmission statt, aber
letztlich hat sich die Bundesrepublik Deutsch-
land in diesem Fall über internationale Verein-
barungen hinweggesetzt.
Eine klare Stellungnahme der Kommission,
die Vorgaben der Vogelschutz- und FFH-Richt-
linie zu beachten, wäre zusammen mit einer
Aufforderung der Vertragsstaaten der
RAMSAR-Konvention, sich an die vereinbar-
ten Normen zu halten, bedeutsam für den Rah-
men der policy arena gewesen, innerhalb de-
rer die Rechtmäßigkeit des Vorhabens zu be-
gründen gewesen ist. Außerdem hätte durch eine
entsprechende Rahmung der Beurteilung des
Vorhabens auch die Allianz aus Umwelt-
schützerInnen, AnwohnerInnen und Schutz-
bündnis ihren Argumenten in der Öffentlichkeit
mit gesteigerter Legitimation Nachdruck verlei-
hen können  und zwar nicht nur ihren rechtli-
chen, sondern auch ihren sachlich guten Grün-
den.
Schließlich rächt es sich, dass weder die
RAMSAR-Konvention noch die FFH-Richtli-
nie policy institutions auf der operativen Ebe-
ne etablieren, die eine partizipative und
deliberative Verständigung über die Einhaltung
ihrer materiellen Normen befördern oder sogar
erfordern. So bestand für Umweltgruppen nicht
die Möglichkeit, über ausgeweitete und klarere
Einspruchs- oder Klagemöglichkeiten argumen-
tativ auf Planungs- und Genehmigungs-
entscheidungen inhaltlich einzuwirken.20  Die
Folge war, dass für Umweltgruppen nur der Pro-
test und der Gang in die Öffentlichkeit blieb.
Aber auch die öffentliche Mobilisierung kann
 wie wir gezeigt haben  versagen, weil bei
einem konkreten Nutzungskonflikt partikuläre
Interessen eher dominieren und allgemeine In-
teressen  wie der Schutz eines Gemeinschafts-
gutes  marginalisiert werden können.
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